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Ein Modellfall für das Mitbestimmungsrecht?
Persönlichkeiten der Wirtschaft äußern sich über die grundsätzliche Bedeutung der Neuregelung.

Ein neuer Geistlmuß

Die auf dem Gebiete von Kohle 
und Eisen zwischen den vom 

Bundeskanzler bestellten Sachver­
ständigen dieser Industriezweige 
und dem Deutschen Gewerkschafts­
bund geführten Besprechungen 
haben in den bekannten „Richtlinien 
über die Mitbestimmung in Kohle 
und Eisen schaffender Industrie" 
vom 27. 1. 1951 ihren Niederschlag 
gefunden. Schon jetzt läßt sich 
gegenüber dem durch die ultima­
tiven Streikdrohungen entstande­
nen Druck feststellen, daß im Kampf 
um das Mitbestimmungsrecht eine 
bemerkenswerte Entspannung ein­
getreten ist. Es besteht die begrün­
dete Hoffnung, daß die geführten 
Gespräche eine neue Entwicklung 
einleiten. Diese steht Unter dem 
Zeidien der Bildung soziologischer 
Gemeinschaften, die alle im Betrieb 
tätigen Menschen umfassen.

Die gefundene Regelung ist be­
wußt auf den Kohlen- und Erzberg­
bau und auf bestimmte Unterneh­
men der Eisen und Stahl erzeugen­
den Industrie abgestellt. W ie die 
erwähnten „Richtlinien" ergeben, 
sind sich alle Beteiligteii einschließ­
lich der Bundesregierung darüber 
im klaren, daß die Regelung nicht 
auf den übrigen Bereich der W irt­
schaft übergreifen soll. In den hier 
in Betracht kommenden Grundstoff­
industrien ist eine völlig andere 
Sach- und Rechtslage schon infolge 
der Eingriffe der A lliierten gegeben. 
D ie M i t b e s t i m m u n g s r e g e ­
l u n g  h a t  f ü r  d i e  d a m i t  
u m s c h r i e b e n e n  S e k t o r e n  
e i n e  a u s s c h l i e ß l i c h  f ü r  
d i e s e n  B e r e i c h  g ü l t i g e  
u n d  m ö g l i c h e  A u s p r ä g u n g  
e r f a h r e n .  E s  e r s c h e i n t  
a u s g e s c h l o s s e n ,  e i n e  d i e ­
s e m  P r i n z i p  ä h n l i c h e  G e ­
s t a l t u n g  d e s  M i t b e s t i m ­
m u n g s r e c h t s  a u f  a n d e r e  
W i r t s c h a f t s b e r e i c h e z u  
ü b e r t r a g e n ,  wenn nicht eine 
wirtschaftlich und rechtlich untrag­
bare Lage geschaffen werden soll.

Es ist zu hoffen, daß die für 
Kohle und Eisen entwickelte Rege-

sidi durchsetzen . . . .
lung einen neuen Abschnitt in 
unserer Wirtschaftsgeschichte be­
deutet, die bisher zum Unheil unse­
res Volkes jahrzehntelang von den 
sozialen Spannungen und Ausein­
andersetzungen im klassenkämpfe­
rischen Sinne durchsetzt war. Durch 
die Tatsache, daß die Gewerkschaft 
durch die von ihr benannten V er­
treter der Arbeitnehmerschaft in  
den Aufsichtsrat der Unternehmen 
dieser Industrien einrückt, muß sich 
zwangsläufig auch die bisherige 
Vorstellungswelt w eiter Kreise än­
dern. Tritt der rechte, das heißt der 
von einer soziologischen Gemein- 
sdiaft bestimmte Geist zu den zu 
erw artenden neuen Institutionen 
hinzu, so sind in unserem w irt­
schaftlichen und sozialen Leben 
nicht nur die Voraussetzungen 
klassenkämpferischer Auseinander­
setzungen entfallen, sondern auch 
an deren Stelle sogar verheißungs­
volle Möglichkeiten getreten, die

Das Verhältnis von
B e s t i m m e n  sollte auch in der 
reinen Demokratie nur, w er die 
erforderliche Einsicht hat. Dazu ge­
hört aber hier jahrelange Tätigkeit 
in der W irtschaft und nicht eine ge­
bundene Marschroute ohne eigene 
Entscheidungsfreiheit. Jahrelange 
Schulung und M itarbeit werden nötig 
sein, um Gefahren zu begegnen.

Daß auch der Arbeitnehmer bis 
zum letzten Lehrling berechtigt sein 
soll, seine Wünsche vorzutragen 
und gehört zu werden, ist ein 
Standpunkt, der für den Betriebs­
wirtschafter zum selbstverständ­
lichen Ausbau der menschlichen 
innerwerklichen Beziehungen ge­
hört. Gerade hier blüht den Arbeits­
direktoren ein fruchtsicheres A r­
beitsfeld in der Zusammenarbeit, 
im Ausgleich von polaren Gegen­
läufigkeiten, ohne daß sie auch nur 
ein Jo ta  ihrer Pflichten nach beiden 
Seiten nachzulassen brauchten.

Als Betriebswirt, der sich vor 
25 Jahren für die Errichtung 
der technischen Betriebswirtschafts­
stellen mit ganzer Seele und an-

auf der Achtung aller im Betrieb 
Tätigen — Unternehmer, Ange­
stellte, A rbeiter — vor einander 
beruhen und sich zum Segen der 
Gesamtwirtschaft und jedes einzel­
nen auswirken werden. Das Ent­
scheidende ist also die Entwicklung 
des rechten Geistes. Gelingt dies 
nicht, so besteht die Gefahr, daß 
auf dem W ege über Institutionen 
alte, bisher außerbetrieblidi aus­
getragene Leidenschaften den inner­
betrieblichen Frieden zum Schaden 
aller vergiften. D a s  b e t r e t e n e  
N e u l a n d  v e r l a n g t  n i c h t  
n u r  n e u e  M e t h o d e n ,  s o n ­
d e r n  a u c h  e i n e n  n e u e n  
G e i s t ,  in  welchem sich die Me­
thoden entwickeln müssen. W as 
letzteres anbelangt, so können ähn­
liche oder gleiche Gesichtspunkte 
auch für die übrigen Bereiche der 
Wirtschaft aufgestellt werden, die 
die Mitbestimmungsfrage in der 
ihnen angemessenen Form noch zu 
lösen haben. (-st)

Pflicht und Recht 1
erkanntem Erfolge einsetzte, würde 
ich es aber für ein Unheil halten, 
wenn die Neuordnung dazu führen 
könnte, daß homines novi ihren 
sozialen Arbeitsbereich dadurch zu 
überschreiten bestrebt wären, daß 
sie etwa Refa-Arbeiten mit ihren 
Zeitstudien und Kalkulationen (und 
andere Belange mehr) an sich 
reißen. Damit käme es zu einer 
Spaltung der Befugnisse, die auf 
eine Störung der Gemeinschafts­
arbeit hinauslaufen müßte, weil in 
der betriebswirtschaftlichen Tätig­
keit a l l e s  eng m iteinander ver­
flochten ist. In Fragen der a b ­
s o l u t e n  Lohnhöhe hat sich der 
Betriebswirtschafter nie zuständig 
gefühlt, wohl aber in der Beibrin­
gung der Unterlagen, bei der auch 
der Arbeitnehm er sein W ort in 
die Waagschale legt. Gerade die 
Betriebswirtschaftsstellen w aren 
immer mit berufen, die Harmonie 
der Betriebsatmosphäre zu stärken. 
W erden alle Beteiligten das Gefühl 
der soziologischen W erksgemein- 
schaft aufbringen? (K. R.)
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Die Gefahr von Cruppenanardiismus
E s  wird niemand im Ernst be­
haupten wollen, daß unsere w irt­
schaftlichen und sozialen V erhält­
nisse zufriedenstellend sind und 
daß das, was zu ih rer Besserung 
bisher getan worden ist, als aus­
reichend angesehen w erden kann. 
Es kann daher nur erstaunen, daß 
d ie Gewerkschaften solange davon 
absahen, direkten Einfluß auf 
unsere Sozialordnung und W irt­
schaftspolitik zu nehmen. Aus dem 
Lob, das ihnen in dieser Hinsicht 
in  den letzten Jahren  von Seiten 
der Unternehmerschaft gezollt wor­
den ist, kann m an nicht nur ein­
sichtsvolle Zurückhaltung, sondern 
ebenso gut politische Schwäche 
oder Ideenarm ut folgern. Deshalb 
mußten die Gewerkschaften früher 
oder später aus ihrer Passivität 
heraustreten, w ollten sie ihre Exi­
stenz rechtfertigen und ihre sozial­
politische Aufgabe erfüllen.

Daß der erste  energische Einsatz 
der gewerkschaftlichen Macht in  
Richtung der Verwirklichung des 
Mitbestimmungsrechtes erfolgte,, 
hat selbst bei manchen Gewerk­
schaftsfreunden Bedenken erregt. 
Der Vorwurf, in  erster Linie die 
eigenen M achtinteressen im Auge 
zu haben, lag nahe. W ahrscheinlich 
hätte eine Streikdrohung mehr all­
gemeine Zustimmung gefunden, 
w äre sie die A ntw ort auf die wirt- 
schaftspolitische Vernachlässigung 
des Arbeitslosenproblems (im letz­
ten Frühjahr) oder der Kohlenkrise 
(am Ende des vergangenen Jahres) 
gewesen. Immerhin muß zugegeben 
werden, daß einige regierungs­
offiziöse Äußerungen die Befürch­
tung hervorriefen, es sollten selbst 
die bisherigen mitbestimmungs­
rechtlichen Errungenschaften im 
Sektor Kohle und Eisen in Frage 
gestellt werden. So schien es not­
wendig, einmal ein Exempel zu 
statuieren, um auch über diese 
Frage hinaus ernst genommen zu 
werden. Auch ist nicht zu bestrei­
ten, daß, wenn überhaupt, gerade 
im Sektor Kohle und Eisen etwas 
im Sinne einer Demokratisierung 
der W irtschaft unternommen w er­
den muß. Hier herrscht ein M ana­
gertum, das sein Herrschaftsrecht 
kaum noch vom riskierten eigenen 
Eigentum ableiten kann. H ier ist 
eine Machtballung entstanden, ein

Staat im Staate, den selbst Nicht- 
Sozialisten als eine Gefahr für ein 
demokratisches Gemeinwesen an ­
sehen. So scheint eine Beteiligung 
der Arbeitnehmerschaft (bzw. ihrer 
gewerkschaftlichen Vertreter) an 
der W irtschaftsführung gerade in 
diesem Sektor dringlich zu sein.

Sieht man sich die getroffenen 
Vereinbarungen näher an, so 
mögen einem allerdings Zweifel 
ob der Zulänglichkeit der in  Aus­
sicht genommenen Lösung kom­
men. In dem vorgesehenen Elferrat 
(Aufsichtsrat) überwiegen die Ar­
beitgeber- und A rbeitnehm erver­
tretungen (je vier) bei weitem. 
Auch auf die W ahl der übrigen 
drei können Arbeitgeber- und A r­
beitnehm erschaft starken Einfluß 
nehmen. Mit anderen W orten: 
der Elferrat is t eine V ertretung 
der beiden Sozialpartner. Es fehlt 
eine dritte Instanz, die die Inter­
essen der Allgemeinheit (hier etwa 
der Konsumenten oder der ver­
arbeitenden Industrie) vertreten 
könnte. Dies ist gerade im Sektor 
Eisen und Kohle bedenklich, da 
hier die Gefahr eines entstehenden 
Gruppenegoismus besonders groß 
ist. Bei der letzten Heraufsetzung 
des Kohlenpreises hat sich wieder 
gezeigt, wie einmütig Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerschaft sind, wenn

Die Cesamtsituation ist
E i n  jeder, dem bewußt war, daß 
der zum 1. 2.1951 von den Gewerk­
schaften angekündigte Streik in 
der eisenschaffenden Industrie und 
im Bergbau W estdeutschlands um 
die Erhaltung der in den entflodite- 
nen Unternehmen der Schwerindu­
strie bestehenden Sonderformen 
des Mitbestimmungsrechts und ihre 
Ausdehnung auf den Bergbau nicht 
nur das W irtschafts- und Sozial­
gefüge in W estdeutschland zutiefst 
erschüttern, sondern auch das höchst 
labile Gleichgewicht zwischen Krieg 
und Frieden in Europa gefährdet 
hätte, hat mit Erleichterung die 
Einigung zwischen den Sozialpart­
nern und der Bundesregierung über 
eine gesetzliche Sonderregelung 
vernommen. Der Preis dieser „Eini­
gung“ ist aber ein hoher gewesen; 
Man darf sich nicht darüber 
täuschen, daß es letztlich doch 
der Druck von Stellen außerhalb

es darum geht, die Preise für die 
eigenen Erzeugnisse heraufzuset­
zen. Diese Neigung w ird durch 
die Autonomie der einzelnen Ge­
w erkschaften innerhalb des Ge­
w erkschaftsbundes noch gefördert. 
So droht gerade m it der Durch­
führung des M itbestimmungsrech­
tes die Entstehuncr eines Gruppen­
anarchismus in  der W irtschaft, der 
nur dadurch verh indert werden 
könnte, daß m an einmal den Ein­
fluß des Staates in den „Selbstver­
w altungsräten" verstärk t und daß 
zum ändern die Entsendung der 
gewerkschaftlichen V ertreter nicht 
von der zuständigen Gewerkschaft, 
sondern vom Gewerkschaftsbund 
aus erfolgt.

Im übrigen is t zu hoffen, daß 
die Gewerkschaften durch ihren 
Erfolg nicht verleitet werden, von 
ihren M achtm itteln leichtfertigen 
Gebrauch zu machen. Die Einfüh­
rung des M itbestimmungsrechtes 
kann sich nur bewähren, wenn es 
gelingt, eine A tmosphäre des gegen­
seitigen V ertrauens zu schaffen, 
wenn man sich Zeit läßt, die neuen 
Ordnungsformen in  Teilbereichen 
der W irtschaft zu erproben, und 
wenn die Gewerkschaften für die 
Ausübung des Mitbestimmungs­
rechtes sachlich und charakterlich 
ausreichend qualifizierte Menschen 
heranziehen. (o)

nidit entspannt . . .
der verfassungsmäßigen Legislative 
war, auf den hin die Unternehm er­
seite den Gewerkschaftsforderungen 
im wesentlichen hat nachgeben und 
die Bundesregierung sich zur V or­
bereitung der gesetzlichen Sonder­
regelung hat bereit finden müssen. 
W enn vielleicht auch die Mahnung 
des Bundeskanzlers nicht erforder­
lich gewesen w äre, nicht von 
„Siegern und Besiegten“ zu spre­
chen, so s teh t doch fest, daß kein 
echter Kompromiß zustande ge­
kommen ist, eher ein etwas ge­
w altsam  erzwungener Friede, den 
man vort^ Standpunkt des Unter­
nehmertums zwar nicht zu dram ati­
sieren braucht, der aber für eine 
echte demokratische Ordnung ein 
nicht ganz gleichgültiger V organg 
sein kann.

Von der A rbeitgeberseite wird 
der Ausgang des Kampfes um die 
Sozialverfassung in  der Schwer-
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industrie und im Bergbau vornehm­
lich unter dem Gesiditspunkt des 
„Modellfalles" für die übrige W irt­
schaft gewertet. Befürchtungen in 
dieser Richtung sind auch keines­
wegs unangebracht, da die Gewerk­
schaften kein Hehl daraus machen, 
daß sie in dieser Hinsicht Expan­
sionswünsche haben. Die Einbe­
ziehung der Kohlechemie in  die 
neue Sonderregelung wird als 
selbstverständlich angesehen, die 
Ausdehnung auf die gesamte che­
mische Industrie ist schon gefordert, 
und der erste Vorsitzende des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes hat 
ganz allgemein erklärt, daß „die 
übrigen Wirtschaftszweige werden 
folgen müssen“. Demgegenüber 
haben die Arbeitgeberverbände in 
Nordrhein-W estfalen bereits ver­
lauten lassen, daß sie eine solche 
Übertragung auf die übrige Indu­
strie schlechtweg ablehnen, und 
haben sich auf den Standpunkt ge­
stellt, daß mangels Beteiligung 
anderer Industrien an den Verhand­
lungen auch von einer „Einigung 
der Sozialpartner“ nicht gesprochen 
werden dürfe. Ferner ist bekannt, 
daß politische Parteien, insbes. die 
FDP die Neuregelung schroff ab­
lehnen, vor allem weil sie undemo­
kratisch unter Streikdrohung zu­
stande gekommen sei.

Man sieht, daß die „Einigung“ 
für Eisen und Kohle keineswegs 
die Gesamtsituation um das Mit­
bestimmungsrecht entspannt hat und 
daß sie vor allem nicht als Präze­
denzfall für die übrige Industrie 
hingenommen werden wird. Die 
Gewerkschaften sollten jetzt Zu­
rückhaltung bezeigen und zunächst 
von der neuen Position aus in der 
praktischen Zusammenarbeit funk­
tioneile Mitbestimmung und Mit­
verantwortung beweisen. Die Ver-

handlungen im Parlament werden 
ihnen die Ansichten der Gegenseite 
noch deutlichst vor Augen führen. 
Es hat eher eine bedauerliche V er­
steifung der Fronten stattgefunden, 
von der zu wünschen ist, daß

daraus auf Unternehmerseite keine 
„Irredentastimmung" werde. Denn 
diese würde die hoffnungsvollen 
Ansätze der letzten Zeit zur Über­
windung des Klassenkampfgedan­
kens auf lange Sicht zerstören, (-a)

Wechsel in den Voraussetzungen?
y j^ ir  Deutsche haben eine ausgesprochene Neigung zur Konsequenz.

Diese Eigenschaft ist für die geistige Durchdringung der natürlichen 
und kultürlichen Gegebenheiten und die Erkenntnis ihres Zusammen­
wirkens unerläßlich. Sie hat uns zum Volk der Dichter und Denker ge­
macht. Sie besagt im Grunde nur, daß man von gesetzten Prämissen aus 
folgerichtig vorgeht und diesen W eg bis zu den letzten Möglichkeiten 
verfolgt. W ir haben aber auch die Konsequenz zur Tugend unseres 
Handelns erhoben, und das kann sehr gefährlich werden, wenn sich die 
Voraussetzungen, auf die w ir nur bedingten Einfluß haben, ändern. Die 
Voraussetzungen auf weltpolitischem Gebiet, auf die wir gar keinen 
Einfluß ausüben können, und die Voraussetzungen auf weltwirtschaft­
lichem Gebiet, auf die wir nur sehr geringen Einfluß auszuüben vermögen, 
sind aber in dauerndem Fluß. Ein Handeln, das unter einer gewissen 
Konstellation der Voraussetzungen folgerichtig erscheinen mochte, ver­
liert seinen Sinn und w irkt nur zu leicht lächerlich, wenn diese Voraus­
setzungen nicht mehr gegeben sind. Staats- und Wirtschaftsführung er­
fordert eine außerordentliche Beweglichkeit, denn das Gesetz des Handelns 
wird von den jeweils gegebenen Voraussetzungen bestimmt. Es wäre 
falsch, Politik als die Kunst der Inkonsequenz zu bezeichnen. Im Gegen­
teil muß man aus dem Wechsel der Voraussetzungen mit scharfer Konse­
quenz den Wechsel des Handelns folgern. Und wenn ich vorhin sagte, 
daß wir die Konsequenz zur Tugend unseres Handelns gemacht haben, 
so w äre das noch kein Fehler, wenn wir nicht unter Konsequenz das 
unselige Festhalten an den aus einer einmaligen Konstellation gezogenen 
Folgerungen verstehen würden.

Bei den gegenwärtigen Voraussetzungen w äre es denkbar, daß die 
Stellung Deutschlands sich auf einer Vier-Mächte-Besprechung wesentlich 
anders abzeichnen wird, als vor wenigen Wochen zu erwarten gewesen 
ist. Es wäre leicht möglich, daß das Bestreben unserer Publizisten und 
Politiker, eine internationale Gleichberechtigung auf dem W ege über die 
Verteidigungs- und Rüstungspolitik zu erreichen, überholt wirken könnte. 
Die moralische, wirtschaftliche und soziale Gleichberechtigung unseres 
ganzen Volkes ist eine Frage des internationalen Menschenrechts, die 
von unseren europäischen Nachbarn, soweit sie sich in einer ähnlichen 
weltpolitischen Situation wie wir befinden, recht gut verstanden wird.

W enn sich aus der heutigen Mächtekonstellation die Möglichkeit einer 
Vereinigung beider Zonenstaaten jenseits einer Remilitarisierung ergeben 
sollte, über deren unangefochtenen Bestand zwei Großmächte eifersüchtig 
wachen, so sollten wir eine solche Möglichkeit nicht durch Äußerungen 
gefährden, die sich auf überholte Voraussetzungen gründen. Unsere 
Wachsamkeit muß nur darauf gerichtet sein, daß es sich um keine „ein­
seitige N eutralisierung“, handelt. (sk)
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